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Ein Vergleich der Parteiensystementwick-
lung in den europäischen Demokratien of-
fenbart neben charakteristischen Unter-
schieden einige signifikante Gemeinsam-
keiten. Die Unterschiede rühren aus den
spezifischen historischen Entstehungsbe-
dingungen der Parteiensysteme und den
ungleichen Startpunkten der Demokrati-
sierung. So lassen sich z.B. Abweichungen
der Parteiensystemstrukturen in den jun-
gen Demokratien Ostmitteleuropas von
den älteren Demokratien erklären oder bis
heute nachwirkende Unterschiede zwi-
schen den nord- und westeuropäischen
Systemen und den demokratischen Nach-
züglern an der südeuropäischen Periphe-
rie (Spanien, Portugal, Griechenland).

Für die Gemeinsamkeiten zeichnen auf
der anderen Seite übergreifende gesell-
schaftliche und politische Entwicklungen
verantwortlich, die über die verschiedenen
Länder zur selben Zeit und in ähnlicher
Weise hereingebrochen sind und sie in
ähnlicher Weise betreffen. Solche über-
greifenden Entwicklungen hat es in allen
historischen Phasen der Parteiensystem-
bildung gegeben; ihre Bedeutung dürfte
aber im Zuge des beschleunigten Globali-
sierungsprozesses weiter zugenommen ha-
ben. Wenn die Globalisierung dazu führt,
dass Gesellschaften in ihrer Problembe-
troffenheit immer enger zusammenrücken,
schlägt sich das auch in einem Anglei-
chungsprozess der Parteien- und Parteien-

systemstrukturen nieder, der von der
Nachfragerseite der Wähler wie von der
Anbieterseite der Parteien selbst gespeist
wird.

Ablesen lassen sich die gemeinsamen
Entwicklungen an der Entstehung neuer
Parteien infolge neuer gesellschaftlicher
Konfliktlinien und an wechselnden Pha-
sen der Regierungsdominanz. Beispiele
für das erste sind die Herausbildung der
grünen Parteienfamilie in den frühen 80er
und der Aufstieg der neuen rechtspopulis-
tischen Parteien in den späten 80er und
90er Jahren. Die wechselnden Phasen der
Regierungsdominanz stehen damit in Zu-
sammenhang. So trug die mit der Entste-
hung der Grünen einhergehende Schwä-
chung der Sozialdemokratie in den 80er
Jahren zur Hegemonie der Mitte-Rechts-
Parteien bei, während die Wahlerfolge der
neuen Rechtsparteien in den 90er Jahren
umgekehrt mithalfen, dass zu dieser Zeit
überwiegend Mitte-Links-Parteien die
Regierungen stellten. Aus dem von Ralf
Dahrendorf in den 70er Jahren ausgerufe-
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nen »Ende des sozialdemokratischen Zeit-
alters« war unverhofft oder unerwartet
»das sozialdemokratische Jahrzehnt« ge-
worden (so der damalige österreichische
Bundeskanzler Viktor Klima).

Erstaunlich
anpassungsfähig

Im darauffolgenden Jahrzehnt sollte sich
dieser Trend erneut umkehren. Ursächlich
für das Rollback der Sozialdemokratie war
zum einen die veränderte Bündnisstrategie
des Mitte-Rechts-Lagers, das sich koali-
tionspolitisch in Richtung der Rechtspo-
pulisten öffnete. Zum anderen bewegte
sich die sozialdemokratische Regierungs-
politik durchaus im Einklang mit dem neo-
liberalen Mainstream der Sozial- und
Wirtschaftspolitik, den sie zum Teil noch
beförderte. Dies führte zu einer Abwen-
dung vormaliger Traditionswähler, von
denen einige in linkssozialistischen oder
-populistischen Kräften eine neue Heimat
fanden. Das Vorhandensein einer Protest-
alternative von links und die Kooptation
der rechtspopulistischen Themen durch
die Mitte-Rechts-Parteien sorgte auf der
anderen Seite dafür, dass die rechten Neu-
ankömmlinge den Zenit Ende der 90er
Jahren erreicht hatten und ihre Wähler-
unterstützung fortan bröckelte.

Stellt man diese übergreifenden Ent-
wicklungen in Rechnung, dann nimmt sich
der dramatische Absturz der deutschen
Sozialdemokratie bei der vergangenen
Bundestagswahl keineswegs so spekta-
kulär aus, wie er zunächst anmuten mag.
Viele sozialdemokratische Parteien in Eu-
ropa stehen noch schlechter da als die SPD
– man denke etwa an die französischen
Sozialisten oder die niederländische PvdA.
Gemessen an den einschlägigen Analyse-
kriterien kann von einer durchgreifenden
Transformation der europäischen Par-
teiensysteme ohnehin keine Rede sein –
mit Italien gibt es für einen solchen Fall im

Grunde nur ein Beispiel.Krisenphasen wie
in den Niederlanden nach der Fortuyn-
Revolte waren zumeist nur von kurzer
Dauer, bis wieder stabile Verhältnisse ein-
kehrten. Zumindest die Parteiensysteme
der alten Demokratien haben sich mithin
unter den Bedingungen des sozialökono-
mischen und gesellschaftlich-kulturellen
Wandels als erstaunlich anpassungsfähig
erwiesen.

Mehr Pluralität –
weniger Polarisierung

Der Wandel der Parteiensysteme lässt sich
auf die Kurzformel bringen: »Mehr Plura-
lität – weniger Polarisierung« (Richard
Stöss). Die Pluralität, die sich im Hinzu-
treten neuer Akteure und einer wachsen-
den Fragmentierung niederschlägt, kün-
det dabei insbesondere von der gelocker-
ten Wählerbindung an die Parteien. Indi-
katoren sind der rückläufige Stammwäh-
leranteil, die nachlassende Parteiidentifi-
kation, die Zunahme der Nichtwähler und
der wachsende Hang zu Sanktions- und
Protestwahlverhalten, der am Anstieg der
Volatilität abgelesen werden kann. Die Ur-
sachen, die zur gesellschaftlichen Entwur-
zelung der Parteien und Auflösung der
einstmals parteibildenden Milieus geführt
haben, brauchen an dieser Stelle nicht re-
kapituliert zu werden. Säkularisierung,
Schrumpfung des industriellen Sektors bei
gleichzeitigem Wachstum der Dienstleis-
tungsberufe und Pluralisierung der Le-
bensstile mögen als Stichworte genügen.
Hand in Hand mit den sozialstrukturellen
Veränderungen geht das Verblassen der
ideologischen Gegensätze, nachdem der
große Systemkonflikt zwischen Sozialis-
mus und Kapitalismus weggebrochen und
die Fähigkeit der Nationalstaaten, eine
autonome Wirtschafts- und Sozialpolitik
zu betreiben, drastisch gesunken ist.

Solange die Wachstumsraten hoch wa-
ren und der Wohlfahrtsstaat stetig ausge-
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baut wurde, konnten die Parteien ihren
schwächer werdenden gesellschaftlichen
Rückhalt durch eine Politik der materi-
ellen Interessenbefriedigung erfolgreich
wettmachen. Ihre jeweiligen Wählerklien-
telen blieben bei der Stange, weil es für alle
Gruppen genügend zu verteilen gab. Ab
den 70er Jahren begann sich das zu än-
dern. Wachstumseinbrüche und die zu-
nehmende finanzielle Überbeanspruchung
des Staates machten es schwieriger, die In-
teressenunterschiede innerhalb der Wäh-
lerschaft ökonomisch zu überbrücken.
Hinzu kam, dass Teile der Gesellschaft –
unter dem Einfluss des Wertewandels –
jetzt auch grundsätzliche Zweifel am Ver-
teilungsparadigma hegten.

In den 80er und 90er Jahren wurde die
Situation durch die Krise des Sozialstaates
und die abnehmenden Möglichkeiten ei-
ner nachfrageorientierten Vollbeschäfti-
gungspolitik (»Keynesianismus in einem
Lande«) weiter verschärft. Um die Wett-

bewerbsfähigkeit ihrer offenen Volkswirt-
schaften zu sichern und den Auswirkun-
gen des demografischen Wandels zu be-
gegnen, sahen sich die Regierungen über-
all gezwungen, die Sozialsysteme um- und
zurückzubauen, die Leistungen des Staates
zu beschneiden und die Arbeitsmärkte zu
flexibilisieren. Dass die Parteien dabei mit
wenig Zustimmung rechnen konnten, liegt
auf der Hand. Dies galt und gilt insbeson-
dere für die Sozialdemokratie, deren Wäh-
lerklientel in der Vergangenheit vom Aus-
bau des Sozialstaates am meisten profitiert
hatte.

Um die aufstiegsorientierten Teile der
Mittelschichten, die das Gros der Wähler-
schaft ausmachen, setzte unterdessen ein
verschärfter Wettbewerb ein. Auch diese
Entwicklung hatte sich bereits in den 70er
Jahren angebahnt und im Mitte-Rechts-
Lager unter anderem zu einer Gewichts-
verlagerung weg von den christdemokra-
tischen hin zu den liberalen Vertretern
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geführt. Das Erfolgsmodell einer christ-
demokratisch-konservativen Sammlungs-
partei, das die deutsche CDU/CSU verkör-
perte, blieb in Westeuropa die Ausnahme.
Zeitverzögert scheint aber auch dieses Mo-
dell inzwischen ans Ende gelangt zu sein,
nachdem die Unionsparteien seit Anfang
der 80er Jahre mehr als ein Drittel ihrer
Wählerschaft eingebüßt haben.

Dass die zunehmende Fragmentie-
rung der Parteiensysteme nicht von einer
gleichlautenden Polarisierung begleitet
wurde, lag vor allem im Niedergang des
Kommunismus begründet. Der Umbruch
in Osteuropa und die Auflösung der Sowjet-
union führten dazu, dass die kommunisti-
schen Parteien auch im Westen an Unter-
stützung stark verloren oder sich zu quasi-
sozialdemokratischen Parteien transfor-
mierten. Auch am rechten Rand des Par-
teiensystems wurden die seit Mitte der
80er Jahre erzielten Wahlerfolge weniger
von den extremistischen als von den neu
entstandenen populistischen Vertretern
gespeist, die eine gemäßigtere Linie ver-
folgten. Weil die Parteien der etablierten
Rechten deren Positionen in der Folge
zum Teil übernahmen, haben sich die Par-
teiensysteme in Westeuropa nicht nur auf
der sozialökonomischen, sondern auch
auf der kulturellen Konfliktachse in der
Tendenz nach rechts bewegt.

Aufschlussreich ist ein Vergleich der
Parteiensystementwicklung in den alten
und jungen Demokratien. Die Anglei-
chungstrends treten hier gegenüber den
abweichenden Tendenzen zunehmend her-
vor. Die Angleichung vollzieht sich dabei
in beiden Richtungen. Auf der einen Seite
nehmen die Parteiensysteme der jungen
Demokratien Phänomene vorweg, die sich
auch in den alten Demokratien beob-
achten lassen: hohe Volatilitätswerte, Ab-
wahl der amtierenden Regierungen, starke
Resonanz populistischer Kräfte. Auf der
anderen Seite haben sie sich den west-
europäischen Ländern in positiver Hin-
sicht angenähert, indem der Konzentra-

tionsgrad der Parteiensysteme und deren
Stabilität insgesamt zugenommen hat. Ein
bleibender Unterschied, der die mitteloste-
uropäischen Länder einstweilen noch kri-
senanfälliger macht als die westeuropä-
ischen, besteht in der stärkeren Polarisie-
rung ihrer Parteiensysteme, die aus der
nachwirkenden kommunistischen Vergan-
genheit, den sozialen Folgen des ökonomi-
schen Modernisierungsprozesses und dem
Vorhandensein von Nationalitätenkon-
flikten herrührt.

Mittelosteuropäische Parteien-
systeme als Trendsetter?

So wie die mittelosteuropäischen Parteien-
systeme in ihrer schwachen gesellschaft-
lichen Verankerung einen Zustand be-
schreiben, auf den sich die westeuropä-
ischen Länder schrittweise zubewegen, so
erweisen sie sich auch in organisatorischer
Hinsicht als Trendsetter. Elitengesteuerte
Parteien,die ohne breite Mitgliederorgani-
sation auskommen, über die Massenme-
dien unmittelbar mit den Wählern kom-
munizieren und in ihren Ressourcen über-
wiegend vom Staat abhängig sind, stellten
in den jungen Demokratien von Beginn an
den Normalfall dar. Der Professionalisie-
rungsgrad der Eliten selbst bleibt dabei
freilich eher gering, was auch mit dem dis-
kontinuierlichen Wahlverhalten der Be-
völkerungen zu tun hat, das eine solche
Professionalisierung bewusst nicht zu-
lässt. Das Beispiel unterstreicht die Not-
wendigkeit systematischer Vergleichsun-
tersuchungen, an denen es in der politik-
wissenschaftlichen Parteienforschung im-
mer noch mangelt. Solche Untersuchun-
gen würden nicht zuletzt dazu beitragen,
aus überholten normativen Maßstäben
abgeleiteten Niedergangs- oder Unter-
gangsszenarien der Parteiensysteme ent-
gegenzutreten, die die publizistische und
wissenschaftliche Diskussion vielfach be-
gleiten.
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